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Der Bundesminister für das 

Post- und Fernmeldewesen Bonn, den 27. Oktober 1970 

IV C 3 7040-0 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Sdiuldsdieingeschäfte der Deutschen Bundespost 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, 
Dr. Riedl (München), Dr. Jobst und Genossen 
— Drucksache VL'1265 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern der Finan- 
zen und für Wirtschaft beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 


Die Deutsche Bundespost soll nadi Pressemeldungen (Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung, Die Welt, Handelsblatt) vom 8. Okto- 
ber 1970 ein „Sondergesdiäft am Schuldscheinmarkt" mit einer 
Rendite von über 9,1% getätigt haben. 

Wir fragen daher die Bundesregierung; 

1. Treffen diese Pressemeldungen zu? 

Diese Pressemeldungen treffen zu. 


2, Wenn ja, zu welchen Bedingungen im einzelnen wurde dieses 
Schuldscheingeschäft getätigt? 

Es handelt sich um zwei Darlehnsabschlüsse über insgesamt 
130 Millionen DM zu Effektivzinssätzen von 9,18Vo (Nominal- 
verzinsung 8 V 4 V 0 , Laufzeit 10 bzw. IOV 2 Jahre). 


3. Was hat die Deutsche Bundespost veranlaßt, dieses Geschäft in 
diesem Zeitpunkt abzuschließen, und warum wurde insbeson- 
dere ein so hoher Zinssatz vereinbart, der die Gefahr der Zins- 
steigerungen beinhaltet, obwohl sich in letzter Zeit eine Tendenz 
der Zinssenkung abzeichnete? Wie vereinbart sich dieses Ge- 
schäft insbesondere mit den Beschlüssen des Kapitalmarktaus- 
schusses, der sich bemüht, den Kapitalmarkt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht überzubeanspruchen? 

Die Darlehen wurden benötigt zur Finanzierung unabwendba- 
rer und unaufschiebbarer Zahlungsverpflichtungen (Schulden- 
tilgung, Investitionsausgaben). Um den Markt nicht zu über- 
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fordern, wurde für die Darlehensaufnahme ein Zeitpunkt zwi- 
schen der Emission zweier größerer Anleihen (200 Millionen 
DM Land Niedersachsen am 1. Oktober und 250 Millionen DM 
Kreditanstalt für Wiederaufbau am 19. Oktober) gewählt. 

Schuldsdieindarlehen zu Effektivzinssätzen von weniger als 
9®/o waren zu diesem Zeitpunkt nicht unterzubringen. 

Die Kreditaufnahmen der Deutschen Bundespost erfolgen nach 
§ 22 Abs. 1 des Postverwaltungsgesetzes im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister der Finanzen. Eine Abstimmung 
mit dem Zentralen Kapitalmarktausschuß ist nicht erforderlich. 
Dieses Gremium befaßt sich im wesentlichen mit der Auflegung 
von Anleihen. 

Ebenso wie der Zentrale Kapitalmarktausschuß ist die Deutsche 
Bundespost bemüht^ eine Überforderung des Kapitalmarktes zu 
vermeiden. 

Im übrigen betreibt die Deutsche Bundespost diese Art ihrer 
Investitionsfinanzierung bereits seit nahezu 20 Jahren. 


4. Inwieweit vereinbart sich dieses Geschäft mit dem Finanzplan 
der Deutschen Bundespost, und hängt dieser Kapitalbedarf der 
Deutschen Bundespost mit Liquiditätsverengungen im Hinblick 
auf die Ertragslage zusammen? 

Die Darlehnsabschlüsse wurden im Rahmen der im Haushalts- 
plan 1970 ausgebrachten Kreditermächtigung und der Finanz- 
planung für Oktober 1970 getätigt. Mit einem zusätzlichen, 
durch eine Verschlechterung der Ertragslage der Deutschen 
Bundespost verursachten Kreditbedarf hängen sie nicht zusam- 
men. 

Der noch während der Amtszeit von Herrn Bundesminister a. D. 
Dr. Dollinger aufgestellte und von diesem gebilligte Entwurf 
des Haushaltsplans 1970 sah bereits eine nicht unwesentliche 
Erhöhung der Kreditermächtigung gegenüber dem Vorjahr vor. 


5. Betreibt die Deutsche Bundespost eine eigene Kurspflege für 
Postanleihen und ggf. in welchem Ausmaß? 


Die Deutsche Bundespost betreibt für alle ihre Anleihen eine 
eigene Kurspflege. Sie wird mit der Deutschen Bundesbank 
abgestimmt und von dieser im Namen und für Rechnung der 
Deutschen Bundespost bei allen deutschen Börsen durchgeführt. 
Am 15. Oktober 1970 hatte die Deutsche Bundespost 40,5 Mil- 
lionen DM an eigenen Anleihen in ihrem Bestand. 


In Vertretung 

Gscheidle 



